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I. Arbeitsgericht Dresden Urteil vom 27. November 2019
-3 Ca 1292/19 -

Il. Sachsisches Landesarbeitsgericht Urteil vom 17. Juni 2022
-4 Sa418/19 -

Entscheidungsstichwort:
Hohergruppierung nach Stellenhdéherbewertung im TV-L

Leitsatze:

1. Eine Hoher- oder Herabgruppierung iSv. § 17 Abs. 4 TV-L setzt allein
eine Anderung der Eingruppierung voraus. Dazu muss sich nicht zwingend
zugleich die Tatigkeit, die der Eingruppierung zugrunde liegt, andern, auch
die Veranderung der Wertigkeit einer Stelle genulgt.

2. Die Tarifvertragsparteien verletzen Art. 3 Abs. 1 GG nicht dadurch, dass
sie bei Hohergruppierungen, die Folge einer Stellenhéherbewertung zu ei-
nem bestimmten Stichtag sind, kein eigenstandiges Stufenfindungssystem
fur diese Situation schaffen.



BUNDESARBEITSGERICHT

6 AZR 363/22

4 Sa 418/19
Séachsisches
Landesarbeitsgericht

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
25. Januar 2024

URTEIL

Schmidt-Brenner, Urkundsbeamtin
der Geschaftsstelle

In Sachen

Klagerin, Berufungsklagerin und Revisionsklagerin,

Pp.

Beklagter, Berufungsbeklagter und Revisionsbeklagter,

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mundlichen
Verhandlung vom 25. Januar 2024 durch die Vorsitzende Richterin am Bundes-
arbeitsgericht Spelge, die Richterinnen am Bundesarbeitsgericht Dr. Volk und
Wemheuer sowie die ehrenamtlichen Richter Steinbrick und Reidelbach fur

Recht erkannt:
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1. Die Revision der Klagerin gegen das Urteil des
Sachsischen Landesarbeitsgerichts vom 17. Juni 2022
-4 Sa 418/19 - wird zuruckgewiesen.

2. Die Klagerin hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten Uber die Stufenzuordnung der Klagerin sowie hilfs-

weise Uber Zahlung und Feststellung einer Vergutungspflicht.

Die im Jahr 1970 geborene Klagerin hat das Referendariat sowie das
Zweite Staatsexamen fur das Lehramt an Grundschulen absolviert und erfullt die
fachlichen und padagogischen Voraussetzungen fir die Ubernahme in das Be-
amtenverhaltnis. Seit dem 1. August 2009 ist sie beim Beklagten als Lehrerin auf
Grundlage eines schriftlichen Arbeitsvertrags beschaftigt. Dieser nimmt den Ta-
rifvertrag fir den 6ffentlichen Dienst der Lander (TV-L), den Tarifvertrag zur Uber-
leitung der Beschéaftigten der Lander in den TV-L und zur Regelung des Uber-
gangsrechts (TVU-Lander) und die diese erganzenden, dndernden oder erset-
zenden Tarifvertrage in der jeweils glltigen Fassung sowie - flr die Eingruppie-
rung - die Richtlinien des Freistaates Sachsen zur Eingruppierung der angestell-
ten Lehrkrafte an offentlichen Schulen (Sachsische Lehrer-Richtlinien) in der je-
weiligen Fassung iVm. der Anlage 2 Teil B / Anlage 4 Teil B TVU-Lander in Be-

zug.

Nach § 44 TV-L iVm. § 1 des Tarifvertrags Uber die Eingruppierung und
die Entgeltordnung fur die Lehrkrafte der Lander (TV EntgO-L) vom 28. Marz
2015 gelten fur Lehrkrafte an allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen
Sonderregelungen. § 12 Abs. 1 TV-L idF des § 3 TV EntgO-L (iF § 12 TV-L) be-

stimmt:
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,8 12 Eingruppierung

(1)

'Die Eingruppierung der Lehrkraft richtet sich nach
den Eingruppierungsregelungen der Entgeltordnung
Lehrkrafte (Anlage zum TV EntgO-L). 2Die Lehrkraft
erhalt Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie ein-
gruppiert ist. 3Die Lehrkraft ist in der Entgeltgruppe
eingruppiert, die sich fur die gesamte von ihr nicht
nur vorubergehend auszuubende Tatigkeit aus den
Eingruppierungsregelungen ergibt.

§ 17 TV-L idF des § 7 TV EntgO-L (iF § 17 TV-L) lautet auszugsweise:

.8 17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen

(4)

'Bei Eingruppierung in eine héhere Entgeltgruppe
werden die Beschaftigten derjenigen Stufe zugeord-
net, in der sie mindestens ihr bisheriges Tabellenent-
gelt erhalten, mindestens jedoch der Stufe 2; bei Ein-
gruppierung Uber mehr als eine Entgeltgruppe wird
die Zuordnung zu den Stufen so vorgenommen, als
ob faktisch eine Eingruppierung in jede der einzelnen
Entgeltgruppen stattgefunden hatte. ... “Die Stufen-
laufzeit in der hoéheren Entgeltgruppe beginnt mit
dem Tag der Hohergruppierung. °Bei einer Eingrup-
pierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist die/der
Beschaftige der in der hdoheren Entgeltgruppe er-
reichten Stufe zuzuordnen. éDie/Der Beschaftigte er-
halt vom Beginn des Monats an, in dem die Veran-
derung wirksam wird, das entsprechende Tabellen-
entgelt aus der in Satz 1 oder Satz 5 festgelegten
Stufe der betreffenden Entgeltgruppe, gegebenen-
falls einschlieBlich des Garantiebetrags.

"Protokollerklarung zu § 17 Absatz 4 Satz 1 2. Halb-
satz:

Fir nachstehend aufgeflhrte Lehrkrafte im Sinne

der Entgeltordnung Lehrkrafte (Anlage zum

TV EntgO-L) gelten folgende Hoéhergruppierungen

nicht als ,Eingruppierung Gber mehr als eine Entgelt-

gruppe":

- Lehrkrafte nach Abschnitt1 von der Entgelt-
gruppe 11 in die Entgeltgruppe 13,

ECLI:DE:BAG:2024:250124.U.6AZR363.22.0



-4 - 6 AZR 363/22

§ 29a TVU-Lander idF des § 11 TV EntgO-L (iF § 29a TVU-Lander) lautet

wie folgt:

,§ 29a Uberleitung der Lehrkrafte in die Entgeltordnung
Lehrkrafte (Anlage zum TV EntgO-L) am 1. August 2015

(1) 'Fir in den TV-L Ubergeleitete und fiir zwischen dem
1. November 2006 und dem 31. Juli 2015 neu eingestellte
Lehrkrafte gelten flr Eingruppierungen ab dem 1. August
2015 der § 12 TV-L in der Fassung des § 3 TV EntgO-L
sowie die Entgeltordnung Lehrkrafte (Anlage zum
TV EntgO-L). 2Hangt die Eingruppierung nach Satz 1 von
der Zeit einer Tatigkeit oder Berufsauslbung ab, wird die
vor dem 1. August 2015 zurtckgelegte Zeit so berucksich-
tigt, wie sie zu berucksichtigen ware, wenn die Entgeltord-
nung Lehrkrafte (Anlage zum TV EntgO-L) bereits seit dem
Beginn des Arbeitsverhaltnisses gegolten hatte.

(2) 'In den TV-L lbergeleitete und ab dem 1. November
2006 neu eingestellte Lehrkrafte,

- deren Arbeitsverhaltnis zu einem Arbeitgeber, der
Mitglied der TdL oder eines Mitgliedsverbandes der
TdL ist, Uber den 31. Juli 2015 hinaus fortbesteht,
und

- die am 1. August 2015 unter den Geltungsbereich
des § 44 TV-L fallen,

sind - jedoch unter Beibehaltung der bisherigen Entgelt-
gruppe fur die Dauer der unverandert auszuubenden Tatig-
keit - zum 1. August 2015 in die Entgeltordnung Lehrkrafte
(Anlage zum TV EntgO-L) Ubergeleitet; Absatz 3 bleibt un-
beruhrt. ...

Protokollerklarung zu § 29a Absatz 2 Satz 1 und 2:

'Bisherige Entgeltgruppe ist die Entgeltgruppe, die sich auf-
grund der Regelungen in

- den Lehrer-Richtlinien der TdL,

- § 2 Nr. 3 des Anderungstarifvertrages Nr. 1 zum
BAT-O vom 8. Mai 1991 i. V. m. den Lehrer-Richt-
linien-O der TdL oder

- landesspezifischen Eingruppierungsregelungen

ergibt, die am 31. Juli 2015 auf das Arbeitsverhaltnis der
Lehrkraft anzuwenden sind. ... 3Eine Uberprifung und Neu-
feststellung der Eingruppierungen findet aufgrund der Uber-
leitung in die Entgeltordnung Lehrkrafte (Anlage zum TV
EntgO-L) nicht statt.
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(3) 'Ergibt sich in den Fallen des Absatzes 2 Satz 1 nach
der Entgeltordnung Lehrkrafte (Anlage zum TV EntgO-L)
eine hdhere Entgeltgruppe, sind die Lehrkrafte auf Antrag
in die Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 TV-L
in der Fassung des § 3 TV EntgO-L ergibt. 2Die Stufenzu-
ordnung in der héheren Entgeltgruppe richtet sich nach den
Regelungen fur Héhergruppierungen (§ 17 Absatz 4 TV-L
in der Fassung des § 7 TV EntgO-L). 3War die Lehrkraft in
der bisherigen Entgeltgruppe der Stufe 1 zugeordnet, wird
sie abweichend von Satz 2 der Stufe 1 der hoheren Entgelt-
gruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit
wird angerechnet. 4Satz 1 gilt flr den erstmaligen Anspruch
auf eine Entgeltgruppenzulage entsprechend. %Satz 1 gilt
fur den Anspruch auf die Angleichungszulage (Anhang 1
zur Anlage zum TV EntgO-L) entsprechend.

(4) 'Der Antrag nach Absatz 3 Satz 1 und/oder nach Ab-
satz 3 Satz 4 kann nur bis zum 31. Juli 2016 gestellt wer-
den (Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. August 2015 zu-
ruck; nach dem Inkrafttreten der Entgeltordnung Lehrkrafte
(Anlage zum TV EntgO-L) eingetretene Anderungen der
Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben
bei der Stufenzuordnung nach Absatz 3 Satz 2 und 3 unbe-
rucksichtigt. ...

(5) 'Der Antrag nach Absatz 3 Satz 5 kann nur bis zum
31. Juli 2017 gestellt werden (Ausschlussfrist) und wirkt auf
den 1. August 2016 zur(ck. ... 3Ergibt sich in den Fallen des
Absatzes 2 Satz 1 nach der Entgeltordnung Lehrkrafte ein
Anspruch auf eine hdhere Entgeltgruppe (Absatz 3 Satz 1)
oder auf eine Entgeltgruppenzulage (Absatz 3 Satz 4) und
bestunde nach entsprechender Eingruppierung Anspruch
auf eine Angleichungszulage (Absatz 3 Satz 5) ab 1. Au-
gust 2016, gilt im Falle eines nicht ausgeubten Antrags-
rechts nach Absatz 3 Satz 1 bzw. Satz 4 ein Antrag nach
Absatz 3 Satz5 als Antrag nach Absatz3 Satz1 bzw.
Satz 4, der auf den 1. August 2015 zurtckwirkt.

(6) 'Ergibt sich in den Fallen des Absatzes 2 Satz 1 auf-
grund einer Anderung des beim Arbeitgeber geltenden Be-
soldungsgesetzes flr die vergleichbare beamtete Lehrkraft
eine hohere Besoldungsgruppe, sind die Lehrkrafte, die kei-
nen Antrag nach Absatz 3 gestellt haben, auf Antrag in die
Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 TV-L in der
Fassung des § 3 TV EntgO-L ergibt. 2Die Stufenzuordnung
in der héheren Entgeltgruppe richtet sich nach den Rege-
lungen fir Hoéhergruppierungen (§ 17 Absatz 4 TV-L in der
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Fassung des § 7 TV EntgO-L). 3War die Lehrkraft in der bis-
herigen Entgeltgruppe der Stufe 1 zugeordnet, wird sie ab-
weichend von Satz 2 der Stufe 1 der hoheren Entgelt-
gruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit
wird angerechnet. ...

(7) 'Der Antrag nach Absatz 6 Satz 1 ... kann nur innerhalb
eines Jahres nach dem Inkrafttreten der Gesetzesanderung
gestellt werden (Ausschlussfrist) und wirkt auf den Tag des
Inkrafttretens zurlick; danach eingetretene Anderungen der
Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben
bei der Stufenzuordnung nach Absatz 6 Satz 2 und 3 unbe-
ricksichtigt. ...“

Die Anlage Entgeltordnung Lehrkrafte zum TV EntgO-L (iF EntgO-L) 6
sieht ua. folgende Regelungen vor:

,1. Lehrkrafte, bei denen die fachlichen und padagogi-
schen Voraussetzungen fir die Ubernahme in das Be-
amtenverhaltnis erfiillt sind

Vorbemerkungen

1. Dieser Abschnitt gilt fur Lehrkrafte, bei denen die fach-
lichen und padagogischen Voraussetzungen fur die
Ubernahme in das Beamtenverhaltnis erfullt sind.

(1) 'Die Lehrkraftistin der Entgeltgruppe eingruppiert, die
nach Satz 3 der beim Arbeitgeber geltenden Besol-
dungsgruppe entspricht, in welche sie eingestuft
ware, wenn sie unter Zugrundelegung ihrer fachlichen
und padagogischen Voraussetzungen im Beamten-
verhaltnis stlinde. 2Sind in dem beim Arbeitgeber gel-
tenden Besoldungsgesetz Beforderungsamter in einer
hoheren Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt
ausgebracht, erfolgt eine Hohergruppierung unter
denselben Voraussetzungen wie eine Beftrderung
bei einer vergleichbaren beamteten Lehrkraft. 3Es ent-
spricht

der Besoldungsgruppe die Entgeltgruppe

A 11 10 )
A 12, 12a 11 %)
A13 13
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**) Lehrkrafte in dieser Entgeltgruppe erhalten eine
monatliche Angleichungszulage gemafy Anhang 1

Das Sachsische Besoldungsgesetz vom 18. Dezember 2013
(SdchsBesG, SdchsGVBI. S. 970, 1005) sah in seiner bis zum 31. Dezember
2018 geltenden Fassung (iF SachsBesG aF) die Zuordnung der Lehrer mit der
Befahigung fur das Lehramt an Grundschulen zu der Besoldungsgruppe A 12 vor
(Anlage 1 zu § 24 Abs. 1 SdchsBesG aF).

Die Klagerin war zu Beginn ihres Arbeitsverhaltnisses in der Entgelt-
gruppe 11 TV-L eingruppiert und darin zunachst der Stufe 1 zugeordnet. Nach
§ 16 Abs. 3 Satz 1 TV-L idF des § 6 Abs. 2 Nr. 4 TV EntgO-L wurde ihr die abge-
leistete Zeit des Referendariats im Umfang von sechs Monaten auf die Stufen-
laufzeit der Stufe 1 angerechnet. Am 31. Dezember 2018 war die Klagerin der
Stufe 4 zugeordnet. Bei einem Verbleib in der Entgeltgruppe 11 TV-L ware sie

zum 1. Februar 2019 der Stufe 5 zugeordnet worden.

Aufgrund des Gesetzes zur Anderung beamten-, besoldungs- und
versorgungsrechtlicher Vorschriften zur Umsetzung der Verbeamtung von Lehr-
kraften im Freistaat Sachsen vom 11.Dezember 2018 (iF AnderungsG,
Sé&chsGVBI. S. 714) ist das Amt des Studienrats mit der Befahigung fur das Lehr-
amt an Grundschulen mit Wirkung zum 1. Januar 2019 der Besoldungs-
gruppe A 13 zugeordnet (Anlage 1 zu § 24 Abs. 1 SdchsBesG).

Mit Schreiben vom 3. Mai 2019 teilte der Beklagte der Klagerin unter Ver-
weis auf die Anderung des Sachsischen Besoldungsgesetzes und die damit ver-
bundene Hebung des Eingangsamtes fur Grundschullehrer von der Besoldungs-
gruppe A 12 nach A 13 mit, sie sei ab dem 1. Januar 2019 in die Entgelt-
gruppe 13 TV-L eingruppiert und darin der Stufe 3 zugeordnet.

Mit ihrer Klage hat die Klagerin die Feststellung einer hoheren Stufenzu-
ordnung, hilfsweise Zahlung eines ,Nachteilsausgleichs“ sowie die Feststellung
der Pflicht zur Zahlung eines solchen in Hohe der BruttoverglUtungsdifferenz
geltend gemacht. Sie hat die Ansicht vertreten, sie sei in der Entgeltgruppe 13
TV-L ab dem 1. Januar 2019 nach Stufe 4 und ab dem 1. Februar 2019 nach

ECLI:DE:BAG:2024:250124.U.6AZR363.22.0 -8 -
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Stufe 5 zu verguten. Die Hohergruppierung habe stufengleich zu erfolgen. Bei
der Hoherbewertung der Stellen durch den Besoldungsgesetzgeber handele es
sich nicht um eine Hohergruppierung im Tarifsinne, weil sich ihre Tatigkeit nicht
verandert habe. Daher bleibe auch die Berufserfahrung, die sie innerhalb der
Entgeltgruppe 11 TV-L gesammelt habe, erhalten. Bertcksichtige man diese Be-
rufserfahrung nicht, widerspreche dies dem Gleichheitssatz. Die Tarifvertrags-
parteien hatten die Vergltung der Lehrkrafte verbessern wollen. Sofern nun ei-
nige Lehrkrafte finanziell benachteiligt wurden, liege eine unbewusste tarifliche
Regelungslicke vor. Im Vergleich zu den verbeamteten Grundschullehrern, de-
ren Besoldungsstufe sich durch die Héherbewertung nicht verandere, liege eine
Ungleichbehandlung vor. Weiterhin habe sie Anspruch nach § 16 Abs. 5 TV-L auf
Gewahrung einer Zulage, hilfsweise auf einen vorzeitigen Stufenaufstieg. Weiter
macht die Klagerin hilfsweise einen Anspruch auf einen ,Nachteilsausgleich® gel-
tend, sie habe mit einer bestimmten Vergutungshdhe gerechnet. Die im Vergleich

hierzu um 441,51 Euro brutto monatlich geringere Vergutung sei unzumutbar.

Die Klagerin hat zuletzt sinngeman beantragt,

1. festzustellen, dass sie im Januar 2019 in Entgelt-
gruppe 13, Erfahrungsstufe 4 TV-L sowie seit Februar
2019 in  Entgeltgruppe 13,  Erfahrungsstufe 5
TV-L eingruppiert ist;

hilfsweise

2. den Beklagten zu verurteilen, an sie 13.445,73 Euro
brutto zzgl. Zinsen iHv. funf Prozent Uber dem Basis-
zins in naher bestimmter Staffel zu zahlen;

3. festzustellen, dass der Beklagte verpflichtet ist, ihr fur
den Zeitraum der unveranderten Tatigkeit als Lehr-
kraft an Grundschulen einen Nachteilsausgleich in
Hoéhe der monatlichen Bruttovergltungsdifferenz zu
zahlen, die sich zwischen dem jeweils gezahlten Ta-
bellenentgelt und dem Tabellenentgelt des TV-L, wel-
ches sie bei Eingruppierung in die Entgeltgruppe 11,
Stufe 5 TV-L im Zeitraum von Januar 2021 bis Januar
2024 und Entgeltgruppe 11, Stufe 6 TV-L ab Februar
2024 im selben Monat erhalten hatte, einschlieRlich
Jahressonderzahlung ergibt.
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Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt.

Er hat die Ansicht vertreten, die Héhergruppierung, auch in Form der Um-
gruppierung aufgrund einer Anderung der Stellenbewertung, richte sich nach
§ 17 Abs.4 TV-L, woraus sich eine Zuordnung zur Stufe 3 in der Entgelt-
gruppe 13 TV-L ergebe.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht
hat die Berufung der Klagerin zurlickgewiesen. Mit ihrer Revision verfolgt die Kla-

gerin ihr Begehren weiter.

Entscheidungsgrinde

Die zulassige Revision ist unbegrundet. Das Landesarbeitsgericht hat die
Berufung gegen das klageabweisende Urteil des Arbeitsgerichts zu Recht zu-
ruckgewiesen. Der Beklagte hat die Klagerin zum 1. Januar 2019 zutreffend der
Stufe 3 der Entgeltgruppe 13 TV-L zugeordnet, weshalb der Hauptantrag unbe-
grundet ist. Die auf Zahlung eines ,Nachteilsausgleichs“ gerichteten Hilfsantrage

sind bereits unzulassig.

l. Der Hauptantrag der Klagerin auf Feststellung ist zulassig, aber unbe-
grundet. Die Klagerin hat keinen Anspruch darauf, ab Januar 2019 in der Entgelt-
gruppe 13 der Stufe 4 TV-L und ab Februar 2019 in der Entgeltgruppe 13 der
Stufe 5 TV-L zugeordnet zu werden.

1. Der Antrag auf Feststellung ist als im offentlichen Dienst allgemein Ubli-
che Stufenfeststellungsklage nach § 256 Abs. 1 ZPO zulassig (st. Rspr., vgl.
BAG 25. November 2021 - 6 AZR 150/21 - Rn. 13; 24. Juni 2020 - 6 AZR 10/19 -
Rn. 14).

2. Der Antrag ist jedoch unbegrindet. Der Beklagte hat die Klagerin gemaf
§ 17 Abs. 4 Satz 1 TV-L tarifgerecht beginnend ab dem 1. Januar 2019 in die
Entgeltgruppe 13 TV-L eingruppiert und darin der Stufe 3 zugeordnet. Die An-

ECLI:DE:BAG:2024:250124.U.6AZR363.22.0 -10 -

13

14

15

16

17

18

19



-10 - 6 AZR 363/22

wendung dieser Vorschrift auch im Falle von Stellenhebungen steht mit hoher-

rangigem Recht in Einklang.

a) Das Arbeitsverhaltnis der Parteien unterfallt kraft arbeitsvertraglicher Be-
zugnahme ua. dem TV-L und dem TV EntgO-L. Die Klagerin unterlag aufgrund
des vonihram 2. Juli 2016 gestellten Antrags auf die Angleichungszulage gemaf}
§ 29a Abs. 3 Satz 5 TVU-Lander im Zeitpunkt der Stellenhebung des Eingangs-
amts der Grundschullehrer am 1. Januar 2019 bereits uneingeschrankt der Tarif-
automatik des § 12 Abs. 1 TV-L iVm. der Anlage zum TV EntgO-L. Die Stellen-
hebung flihrte daher auch ohne Antrag zur Hohergruppierung der Klagerin in die
Entgeltgruppe 13 TV-L. Das Antragsrecht nach § 29a Abs. 6 Satz 1 TVU-Lander

stand ihr nicht mehr zu.

aa) Nach § 29a Abs. 6 Satz 1 TVU-Lander sind Lehrkrafte iSd. § 29a Abs. 2
Satz 1 TVU-Lander, die keinen Antrag nach Abs. 3 der Tarifnorm gestellt haben,
nur auf Antrag in die Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 TV-L ergibt,
wenn sich in den Fallen des § 29a Abs. 2 Satz 1 TVU-Lander aufgrund einer An-
derung des beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetzes flr die vergleich-
bare beamtete Lehrkraft eine hohere Besoldungsgruppe ergibt. Ein Antragsrecht
nach § 29a Abs. 6 Satz 1 TVU-Lander besteht somit nur dann, wenn die Lehrkraft
zuvor noch keinen Antrag nach § 29a Abs. 3 TVU-Lander gestellt hat.

Der Antragstatbestand des § 29a Abs. 6 Satz 1 TVU-Lander soll damit
den Lehrkraften die Eingruppierung nach den Regeln der EntgO-L ermdglichen,
deren Eingruppierung sich durch die Entgeltordnung bei deren Einfihrung nicht
verbessert hatte und die auch keinen Anspruch auf eine Angleichungszulage hat-
ten, die deshalb keinen Antrag nach Abs. 3 dieser Vorschrift stellten konnten und
deren Tatigkeit sich auch seit Einfuhrung der neuen Entgeltordnung nicht gean-
dert hat. Dieser Personenkreis befindet sich lediglich ,unter dem Dach der
EntgO-L" (so Breier/Dassau TV-L TeilB5 § 11 TV EntgO-L Stand Juli 2016
Rn. 78), unterliegt also noch nicht der Tarifautomatik des § 12 TV-L und nimmt
daher auch nicht Uber das ,mitschwingende System® der EntgO-L an spateren
besoldungsrechtlichen Anderungen teil (vgl. BAG 27. Januar 2022 -6 AZR
216/21 - Rn. 27 mwN). Diesen Lehrkraften wird durch das Antragsrecht nach
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§ 29a Abs. 6 Satz 1 TVU-Lander die Teilhabe an Verbesserungen des Besol-
dungsrechts ermaoglicht, die sich erst nach dem 1. August 2015 ergeben und da-
her das Antragsrecht des § 29a Abs. 3 TVU-Lander nicht eréffnen (vgl. BeckOK
TV-L EntgO/Winter TV-L EntgO-L § 11 Stand 1. Dezember 2023 Rn. 42 f.). Die
Frist fur das Antragsrecht nach Abs. 6 beginnt dementsprechend nach § 29a

Abs. 7 TVU-Lander erst nach Inkrafttreten der Gesetzesénderung.

bb) Die Klagerin hat einen Antrag nach § 29a Abs. 3 Satz 5 TVU-Lander ge-
stellt, indem sie mit Schreiben vom 2. Juli 2016 eine ,,Ausgleichszulage® gefordert
hat. Ein Antragsrecht nach § 29a Abs. 6 Satz 1 TVU-Lander stand ihr daher nicht

mehr zu.

(1) Das Schreiben vom 2. Juli 2016 ist als fristgerechter Antrag auf eine An-
gleichungszulage nach § 29a Abs. 3 Satz 5 TVU-Lander auszulegen. Dieser An-
trag bewirkte, dass die Klagerin endgultig nach der EntgO-L eingruppiert ist, die
ab dem 1. August 2016 den Anspruch auf die Angleichungszulage begrindete.
Die Antragstellung flhrte zwar noch nicht unmittelbar zu einer Eingruppierung in
eine andere als die bisherige Entgeltgruppe. Mit Beantragung der Angleichungs-
zulage wurde aber das Verfahren auf die kinftige individuelle Hohergruppierung
entsprechend der sog. ,Parallel-Tabelle” ausgeldst. Die Angleichungszulage
nach Anhang 1 zur EntgO-L ist der Sache nach ein vorweggenommener Héher-
gruppierungsgewinn fir bestimmte Entgeltgruppen der neuen Entgeltordnung.
Die Tarifvertragsparteien haben bezuglich der Entgeltgruppen 9 bis 11 TV-L, die
bezogen auf die beamteten Lehrkrafte unter Bertcksichtigung des landerspezifi-
schen Besoldungsrechts den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12 und A 12a ver-
gleichbar sind, eine kiinftige Besserstellung vereinbart. Uber die schrittweise Zu-
ordnung nach der ,Parallel-Tabelle® ist im Ergebnis die Anhebung der angestell-
ten Lehrkraft um eine Entgeltgruppe beabsichtigt, was in zahlreichen Fallen zu
einem Gleichlauf von Besoldungs- und Entgeltgruppe fuhrt (ausfiihrlich hierzu
BAG 27. Januar 2022 - 6 AZR 216/21 - Rn. 23, 27). Daher ist es konsequent,
dass die Tarifvertragsparteien den Antrag auf die Angleichungszulage durch
§ 29a Abs. 3 Satz 5 TVU-Lander einem Antrag auf Eingruppierung in eine hé-
here, sich nach der EinfUhrung der EntgO-L ergebende Entgeltgruppe nach
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§ 29a Abs. 3 Satz 1 TVU-Lander gleichgestellt und die Lehrkréfte, die solche An-
trage gestellt haben, der Tarifautomatik unterstellt haben. Ein nochmaliges An-
tragsrecht nach § 29a Abs. 6 TVU-Lander fUr den Fall spaterer Verbesserungen
der Besoldungsstruktur ware mit der bereits geltenden Tarifautomatik nicht zu
vereinbaren und deshalb systemwidrig. Darum liegt entgegen der Annahme der

Revision auch keine unbewusste Regelungslicke vor.

(2) Nach Abschnitt 1 Abs. 1 Satz 3 EntgO-L hatte die Klagerin auch tatsach-
lich einen Anspruch auf die Angleichungszulage, solange sie als beamtete Lehr-
kraft noch nach der Besoldungsgruppe A 12 vergutet worden ware. Nach der Zu-
ordnungstabelle erhalten Lehrkrafte der Entgeltgruppe 11 TV-L eine Anglei-
chungszulage gemaf Anhang 1. Ausweislich der mit der Klageschrift vorgelegten
Abrechnungen hat der Beklagte der Klagerin bis zu ihrer Hohergruppierung in die
Entgeltgruppe 13 TV-L die Zulage auch gezahlt.

(3) Entgegen der Revision kommt es nicht darauf an, ob zum Zeitpunkt der
Antragstellung auf Angleichungszulage fur die Klagerin absehbar war, dass der
Besoldungsgesetzgeber eine Stellenhebung flir Grundschullehrer beschliel3t. Sie
hatte - innerhalb der von den Tarifvertragsparteien bestimmten Frist - zu prifen,
ob sich die materielle Anwendbarkeit der EntgO-L fur sie als sinnvoll darstellte
oder nicht (vgl. BAG 27. Januar 2022 - 6 AZR 216/21 - Rn. 28). Die Antragstel-
lung fuhrte zur Geltung der Tarifautomatik mit allen sich daraus ergebenden Kon-
sequenzen. Die Klagerin, die den Antrag auf die Angleichungszulage gestellt
hatte, trug damit auch das Risiko spaterer Besoldungsanderungen, deren Nach-
zeichnung sich fur sie aufgrund ihrer individuellen Verhaltnisse durch die

EntgO-L als nicht oder jedenfalls nicht als unmittelbar vorteilhaft herausstellte.

b) Die Klagerin ist ab dem 1. Januar 2019 in die Entgeltgruppe 13 TV-L ein-
gruppiert.

aa) Die Klagerin verfugt Uber die Befahigung flr das Lehramt an Grundschu-
len und zahlt daher zu den Lehrkraften, bei denen die fachlichen und padagogi-
schen Voraussetzungen fiir die Ubernahme in das Beamtenverhaltnis iSd. Vor-

bemerkung Nr. 1 zu Abschnitt 1 EntgO-L vorliegen. Sie wird an einer Grund-

ECLI:DE:BAG:2024:250124.U.6AZR363.22.0 -13 -

25

26

27

28



-13 - 6 AZR 363/22

schule und damit an der Schulform eingesetzt, die ihrer Lehramtsbefahigung ent-

spricht.

bb) Nach der fur die Klagerin als sog. Erflllerin geltenden Regelung des Ab-
schnitts 1 Abs. 1 Satz 1 EntgO-L ist die Lehrkraft in der Entgeltgruppe eingrup-
piert, die nach Satz 3 der beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgruppe ent-
spricht, in welche sie eingestuft ware, wenn sie unter Zugrundelegung ihrer fach-

lichen und padagogischen Voraussetzungen im Beamtenverhaltnis stlinde.

(1) GemaR Anlage 1 zu § 24 Abs. 1 SachsBesG idF des AnderungsG ist das
Amt des Studienrats mit der Befahigung fur das Lehramt an Grundschulen seit
dem Inkrafttreten des AnderungsG zum 1.Januar 2019 der Besoldungs-
gruppe A 13 zugeordnet. Nach der Zuordnungstabelle des Abschnitts 1 Abs. 1
Satz 3 EntgO-L entspricht dem die Eingruppierung in die Entgeltgruppe 13 TV-L.
An dieser Verbesserung im Besoldungsbereich hatte die Klagerin aufgrund der
fur sie bereits geltenden Tarifautomatik nach dem TV EntgO-L teil (vgl. BAG
27. Januar 2022 - 6 AZR 216/21 - Rn. 27).

(2) Es bedarf im Streitfall nicht der Prifung, ob die Klagerin die befbérde-
rungsrechtlichen Voraussetzungen des sachsischen Beamtenrechts erfullte
(hierzu BAG 20. Juli 2023 - 6 AZR 161/22 - Rn. 20, 23). Nach Abschnitt 1 Abs. 1
Satz 2 EntgO-L erfolgt eine Hohergruppierung nur dann unter denselben Voraus-
setzungen wie eine Beférderung bei einer vergleichbaren beamteten Lehrkraft,
wenn in dem beim Arbeitgeber geltenden Besoldungsgesetz Beférderungsamter
in einer hdheren Besoldungsgruppe als dem Eingangsamt ausgebracht sind. Der
Klagerin ware jedoch als Beamtin mit dem Amt der Besoldungsgruppe A 13 le-
diglich ein (hoheres) Eingangsamt Ubertragen worden (§25 Abs. 1 Nr. 4
SéchsBesG in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung, nunmehr
§ 23 Abs. 1 Nr. 4 SdchsBesG in der Neufassung vom 6. Juli 2023).

c) Das Landesarbeitsgericht hat ohne Rechtsfehler erkannt, dass der Be-
klagte die Klagerin mit Wirkung vom 1. Januar 2019 tarifgerecht der Stufe 3 in
der Entgeltgruppe 13 TV-L zugeordnet hat. Die Stufenzuordnung richtete sich
nach § 17 Abs. 4 Satz 1 TV-L.
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aa) Nach § 17 Abs. 4 Satz 1 TV-L werden die Beschaftigten bei einer Ein-
gruppierung in eine hdhere Entgeltgruppe derjenigen Stufe zugeordnet, in der sie
mindestens ihr bisheriges Tabellenentgelt erhalten, mindestens jedoch der
Stufe 2 (betragsbezogene Stufenzuordnung nach Hohergruppierung). Bei Ein-
gruppierung Uber mehr als eine Entgeltgruppe wird die Zuordnung zu den Stufen
so vorgenommen, als ob faktisch eine Eingruppierung in jede der einzelnen Ent-
geltgruppen stattgefunden hatte. Nach der Protokollerklarung zu § 17 Abs. 4
Satz 1 Halbs. 2 TV-L gilt allerdings ua. die Hohergruppierung fur Lehrkrafte als
,Erfuller von der Entgeltgruppe 11 in die Entgeltgruppe 13 TV-L nicht als ,Ein-

gruppierung Uber mehr als eine Entgeltgruppe®.

bb) Unter diese Bestimmung fallt auch die Stufenzuordnung im laufenden Ar-
beitsverhaltnis bei Eingruppierung in eine hohere Entgeltgruppe trotz unveran-
derter Tatigkeit in Folge einer Hoherbewertung der Tatigkeit durch die Tarifver-
tragsparteien oder der Nachzeichnung einer Stellenhebung im Besoldungsrecht
(iE auch Breier/Dassau TV-L Teil B5 § 3 TV EntgO-L Stand Juli 2016 Rn. 32.7).

(1) Allerdings hat der Senat bisher - ausgehend von den von ihm zu ent-
scheidenden Fallen - vorrangig darauf abgestellt, dass der Begriff der Hohergrup-
pierung in den Tarifvertragen des o6ffentlichen Dienstes entsprechend dem allge-
meinen Wortgebrauch meist im Sinne einer dauerhaften Ubertragung von Tétig-
keiten einer héheren Entgeltgruppe verwendet werde (BAG 18. Februar 2021
-6 AZR 702/19- Rn. 19, BAGE 174, 63; 7. Februar 2019 -6 AZR 44/18 -
Rn. 24). Er hat lediglich angenommen, dies schlie3e nicht aus, dass die Neube-
wertung von Tatigkeiten im eingruppierungsrechtlichen Sinn zu einer Héhergrup-
pierung im Sinne einer Einordnung in eine héhere Entgeltgruppe flihre (vgl. zu
§ 17 Abs. 4 TV6D-AT BAG 8. Dezember 2022 - 6 AZR 459/21 - Rn. 18; vgl. auch
BAG 7. Februar 2019 - 6 AZR 44/18 - Rn. 24).

(2) Die vorliegende Konstellation gibt dem Senat Anlass zur Klarstellung,
dass § 17 Abs. 4 TV-L fur eine HOher- bzw. Herabgruppierung allein auf eine
Anderung der Eingruppierung abstellt. Das setzt nicht zwingend voraus, dass
sich zugleich die der Eingruppierung zugrundeliegende Tatigkeit andert, auch

wenn das der Regelfall einer Hoher- oder Herabgruppierung sein durfte. Soll das
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allein auf die geanderte Eingruppierung abstellende Grundprinzip des § 17
Abs. 4 TV-L nicht gelten, bedarf diese Abweichung einer klarstellenden Anord-

nung durch die Tarifvertragsparteien.

(a) Der Wortlaut des § 17 Abs. 4 Satz 1 TV-L bezieht sich ausschlielich auf
eine ,Eingruppierung in eine hohere Entgeltgruppe® und beschrankt sich nicht auf
eine dauerhafte Ubertragung einer hdherwertigen Tatigkeit. Nach dem Tarifwort-
laut ist nicht der Anlass flr die Héhergruppierung entscheidend, sondern allein
die Anderung der Eingruppierung. Die Regelung des § 17 Abs. 4 Satz 1 TV-L
unterscheidet gerade nicht danach, ob die Eingruppierung in eine héhere Ent-
geltgruppe mit einer Anderung der Téatigkeit einhergeht oder - lediglich - die Wer-
tigkeit der Stelle verandert wird. Dies gilt umgekehrt ebenso flir eine Herabgrup-
pierung bei Anwendung des § 17 Abs. 4 Satz 5 TV-L, fur die ebenfalls nicht zwi-
schen einer Tatigkeitsanderung und einer niedrigeren Bewertung der Tatigkeit
differenziert wird (so bereits BAG 17. Dezember 2015 -6 AZR 432/14 -
Rn. 14). Das blof3e Schweigen der Tarifvertragsparteien zu einer Stellenhebung
bzw. einer Stellensenkung dokumentiert nicht deren Willen, nur Tatigkeitsveran-

derungen zu erfassen.

(b) Die Systematik des TV-L bestatigt das. Nach § 15 Abs. 1 Satz 2 TV-L
bestimmt sich die Hohe der Vergutung des Beschaftigten nach der Entgelt-
gruppe, in die er eingruppiert ist und nach der fur ihn geltenden Stufe. Fur den
Stufenaufstieg ist in § 16 Abs. 3 Satz 1 TV-L geregelt, dass eine ununterbro-
chene Tatigkeit ,innerhalb derselben Entgeltgruppe” bei demselben Arbeitgeber
erforderlich ist. Danach macht der Aufstieg in eine hdhere oder der Abstieg in
eine niedrigere Entgeltgruppe zwingend eine neue Stufenzuordnung erforderlich.
Die dafur erforderliche Regelung istin § 17 Abs. 4 TV-L getroffen.

(c) Aus § 29a Abs. 3 Satz 2 und Abs. 6 Satz 2 TVU-Lander folgt nichts an-
deres. Danach richtet sich die Stufenzuordnung in der hoheren Entgeltgruppe bei
einem Antrag des Arbeitnehmers nach Abs. 3 Satz 1 bzw. Abs. 6 Satz 1 nach
den Regelungen fur Hohergruppierungen (§ 17 Abs. 4 TV-L). Daraus folgt nicht
im Umkehrschluss, dass in allen anderen Féllen einer Anderung der Entgelt-

gruppe ohne Anderung der Tatigkeit die Regelung des § 17 Abs. 4 TV-L mangels
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Verweisung nicht anwendbar ist und es sich nach dem Willen der Tarifvertrags-
parteien nicht um eine Hohergruppierung handelt. Im Gegenteil haben die Tarif-
vertragsparteien mit diesem Verweis gerade klargestellt, dass sie auch bei blo-
Ren eingruppierungsrechtlichen Hoherbewertungen der Tatigkeit am Grundprin-
zip des § 17 Abs. 4 Satz 1 TV-L festhalten wollen. Es gibt keine Anhaltspunkte
daflr, dass die Stufenzuordnung der Lehrkrafte, die von den Antragsrechten des
§ 29a Abs. 3 und Abs. 6 TVU-Lander Gebrauch machen (kénnen), nach dem Wil-
len der Tarifvertragsparteien anderen Regeln folgen soll als die Stufenzuordnung
der Lehrkrafte, die ohne die Auslbung eines solchen Antragsrechts aufgrund der
Tarifautomatik des § 12 TV-L von tariflichen Hoherbewertungen von Tatigkeiten
oder besoldungsrechtlichen Stellenhebungen profitieren. Soweit die Ausflhrun-
gen des Senats in seiner Entscheidung vom 21. Dezember 2017 (- 6 AZR

790/16 - Rn. 16) anders verstanden werden konnten, halt er daran nicht fest.

(3) Die Bestimmung des § 29a Abs. 7 Satz 1 TVU-Lander, nach der der An-
trag nach § 29a Abs. 6 Satz 1 oder Satz 4 TVU-Lander auf den Tag der Geset-
zesanderung zuriickwirkt und danach eingetretene Anderungen der Stufenzuord-
nung in der bisherigen Entgeltgruppe unberucksichtigt bleiben, belegt, dass die
Tarifvertragsparteien es hingenommen haben, dass eine Stellenhebung auch
kurz vor einem Stufenaufstieg wirken und zum Verlust der Stufenlaufzeit fihren

kann.

(4) Entgegen der Auffassung der Klagerin liegt damit auch keine (un)be-
wusste Regelungslicke vor, die im Wege erganzender Tarifvertragsauslegung
zu schlielen ware (vgl. zu deren Grundsédtzen BAG 20. Juli 2023 - 6 AZR
256/22 - Rn. 33 mwN). Die Tarifvertragsparteien haben mit der Regelung des
§ 17 Abs. 4 Satz1 TV-L eine abschlieRende Regelung zur Stufenzuordnung
nach einer Hohergruppierung getroffen, der mangels abweichender Anordnung
durch die Tarifvertragsparteien (Rn. 36) auch die vorliegende Konstellation un-
terfallt.

cc) Die Grundsatze der korrigierenden Hohergruppierung sind im Streitfall
nicht anwendbar. Danach liegt eine Hohergruppierung iSd. § 17 Abs. 4 TV-L

nicht vor, wenn der Beschaftigte aufgrund einer falschen Bewertung der Tatigkeit
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durch den Arbeitgeber schon seit der Einstellung irrtimlich nach einer niedrige-
ren Entgeltgruppe vergultet wurde und der Arbeitgeber diesen Fehler korrigieren
will. Einer solchen Anderung der Eingruppierung liegt keine Veranderung der Ta-
tigkeit oder der Eingruppierungsregelungen zugrunde. § 17 Abs. 4 TV-L kommt
in dieser Konstellation nicht zur Anwendung (hédher dazu BAG 8. Dezember 2022
-6 AZR 459/21 - Rn. 20). Im Gegensatz hierzu fiihrt die durch die Anderung des
SachsBesG zum 1. Januar 2019 herbeigeflhrte Stellenhebung nicht zu einer
Korrektur der Eingruppierung. Die Eingruppierung der Klagerin in die Entgelt-
gruppe 11 TV-L bis zum 31. Dezember 2018 entsprach der Tarifautomatik.

dd) Die Tarifvertragsparteien haben mit den Regelungen des § 12 Abs. 1
TV-L iVm. Abschnitt 1 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 EntgO-L entgegen der Annahme
der Revision dem Arbeitgeber kein einseitiges Leistungsbestimmungsrecht ein-
geraumt, sondern fur die Entgeltgruppen wirksam auf die Besoldungsgruppen

der beamteten Lehrkrafte verwiesen.

(1) Zwar koénnen Tarifvertragsparteien die ihnen zugewiesene Recht-
setzungsbefugnis nicht auf Dritte delegieren. Die ihnen durch Art. 9 Abs. 3 GG
ubertragene Aufgabe, die Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen ihrer Mitglieder
sinnvoll zu ordnen, umfasst jedoch auch die Befugnis, in Tarifvertragen des 6f-
fentlichen Dienstes auf die fir Beamte geltenden gesetzlichen Bestimmungen zu
verweisen, sofern diese Bestimmungen eindeutig sind und mit der tariflichen Re-
gelung in einem engen sachlichen Zusammenhang stehen (Nachweise zu zul&s-
sigen Verweisungen auf beamtenrechtliche Bestimmungen BAG 14. Méarz 2007
-5 AZR 630/06 - Rn. 28, BAGE 122, 12). Bei derartigen Verweisungen ist sicher-
gestellt, dass dem Postulat der Sachgerechtigkeit der tarifichen Regelung im
Sinne eines angemessenen Interessenausgleichs Rechnung getragen wird. Die
Tarifvertragsparteien konnen die Verweisung auf die gesetzlichen Bestimmun-
gen jederzeit aufheben oder modifizieren. Sie bleiben so Herr des Verfahrens
(vgl. BAG 18. Mérz 2010 - 6 AZR 434/07 - Rn. 22 mwN).

(2) Die in Bezug genommenen Besoldungsgruppen weisen den erforderli-
chen engen Zusammenhang mit der tariflichen Regelung auf. Lehrkrafte, deren

fachliche Qualifikations- und Tatigkeitsmerkmale als gleichwertig anzusehen
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sind, sollen eine korrelierende (,mitschwingende®) Vergutung fur ihre Tatigkeit
unabhangig davon erhalten, ob sie Beamte oder Arbeitnehmer sind. Dies berick-
sichtigt den Umstand, dass in einem Arbeitsverhaltnis stehende und beamtete
Lehrkrafte nebeneinander an derselben Schule und au3erdem unter weitgehend
gleichen aulleren Arbeitsbedingungen tatig sind (vgl. BAG 25. Mai 2022 - 4 AZR
331/20 - Rn. 27 mwN).

ee) Die Klagerin war nach § 17 Abs. 4 Satz 1 TV-L derjenigen Stufe zuzu-
ordnen, in der sie mindestens ihr bisheriges Tabellenentgelt erhielt. Ihr Tabellen-
entgelt betrug nach der Entgeltgruppe 11 Stufe 4 TV-L im Zeitpunkt der Hoher-
gruppierung 4.288,02 Euro. Damit war sie in der Entgeltgruppe 13 TV-L unter
Beachtung der Protokollerklarung zu § 17 Abs. 4 Satz1 Halbs. 2 TV-L der
Stufe 3 mit einem Tabellenentgelt von 4.422,39 Euro zuzuordnen.

d) Die Zuordnung der Klagerin zur Stufe 3 nach der zum 1. Januar 2019
aufgrund der Stellenhebung erfolgten Hohergruppierung in die Entgeltgruppe 13
TV-L ist entgegen der Annahme der Revision auch mit Art. 3 Abs. 1 GG verein-
bar.

aa) Art. 3 Abs. 1 GG bildet als fundamentale Gerechtigkeitsnorm eine unge-
schriebene Grenze der Tarifautonomie. Die Gerichte sind darum aufgrund des
Schutzauftrags der Verfassung auch verpflichtet, gleichheitswidrige Differenzie-
rungen in Tarifnormen zu unterbinden (ausfiihrlich BAG 20. Juli 2023 - 6 AZR
256/22 - Rn. 37 mwN). Den Tarifvertragsparteien kommt als selbstandigen
Grundrechtstragern aufgrund der von Art. 9 Abs. 3 GG geschutzten Tarifautono-
mie ein weiter Gestaltungsspielraum zu. Sie haben eine Einschatzungspraroga-
tive, soweit die tatsachlichen Gegebenheiten, die betroffenen Interessen und die
Regelungsfolgen zu beurteilen sind. Daruber hinaus verfigen sie uber einen
Beurteilungs- und Ermessensspielraum hinsichtlich der inhaltlichen Gestaltung
der Regelung. Die Gerichte dirfen nicht eigene Gerechtigkeitsvorstellungen an
die Stelle von Bewertungen der zustandigen Verbande setzen. Die Tarifvertrags-
parteien sind nicht verpflichtet, die zweckmaligste, vernunftigste oder gerech-
teste Losung zu wahlen. Dies bedingt im Ergebnis eine deutlich zurickgenom-

mene Prufungsdichte durch die Gerichte. Es genugt, wenn fur die getroffene Re-
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gelung ein sachlich vertretbarer Grund vorliegt, der dem Differenzierungsziel und
dem Ausmal} der Ungleichbehandlung angemessen ist (vgl. BAG 22. Mérz 2023
- 10 AZR 553/20 - Rn. 20 f.; 19. November 2020 - 6 AZR 449/19 - Rn. 22; fiir ge-
setzliche Regelungen vgl. auch BVerfG 28. Juni 2022 - 2 BvL 9/14 ua. - Rn. 70
mwN, BVerfGE 162, 277).

bb) Der betragsbezogenen Stufenzuordnung der Klagerin nach ihrer Héher-
gruppierung steht nicht entgegen, dass die Tarifvertragsparteien mit der Zuord-
nungstabelle des Abschnitts 1 Abs. 1 Satz 3 EntgO-L lediglich die Entgeltgrup-
pen der Beamtenbesoldung nachzeichnen, nicht dagegen die Stufenregelung der
beamteten Lehrkrafte, so dass insoweit § 17 Abs. 4 TV-L Anwendung findet. Eine

Verletzung des Gleichheitssatzes des Art. 3 Abs. 1 GG liegt darin nicht.

(1) Die Anwendung von Art. 3 Abs. 1 GG scheidet insoweit bereits aus, weil
es sich um die Normsetzung unterschiedlicher Normgeber handelt, auf die Art. 3
Abs. 1 GG nicht anzuwenden ist (vgl. BVerfG 8. Juni 2004 - 2 BvL 5/00 - Rn. 83,
BVerfGE 110, 412, BAG 22. April 2010 - 6 AZR 484/08 - Rn. 16; 22. April 2010
-6 AZR 620/08 - Rn. 21; vgl. fir den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungs-
grundsatz BAG 15. November 2005 - 9 AZR 209/05- Rn. 41; 3. April 2003
-6 AZR 633/01 - zu Il 1 der Griinde, BAGE 106, 1).

(2) Etwas anderes gilt nicht deshalb, weil die Tarifvertragsparteien mit der
Zuordnungstabelle in Abschnitt 1 Abs. 1 Satz 3 EntgO-L fur die Erflller die Be-
soldungsgruppen als Mal3stab fur die Eingruppierung der angestellten Lehrkrafte
genommen haben, ohne das gesamte, dem Arbeitsverhaltnis fremde System der
Beamtenbesoldung zu ubernehmen und insbesondere ohne die beamtenrechtli-
chen Stufenregelungen nachzuzeichnen. Dazu sind die Tarifvertragsparteien
auch im Hinblick auf Art. 3 Abs. 1 GG nicht verpflichtet. Sie bleiben trotz der Ori-
entierung an den Besoldungsgruppen als Mal3stab fur die Entgeltgruppen ange-
stellter Lehrkrafte als eigenstandige Normgeber berechtigt, die auf Arbeitsver-
haltnisse zugeschnittenen Stufenregelungen des § 17 Abs. 4 TV-L auf ange-
stellte Lehrkrafte zur Anwendung zu bringen. Die Lander sind nicht in ihrer
Dienstherreneigenschaft, sondern in ihrer Arbeitgeberfunktion Mitglieder der TdL
(vgl. BAG 29. Juni 2017 - 6 AZR 364/16 - Rn. 27, BAGE 159, 294). Mit Blick auf
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ihre ausschlieflich fur Arbeitsverhaltnisse bestehende Tarifzustandigkeit durften
sie als Koalitionspartner zusammen mit den Koalitionen der Arbeitnehmer des
offentlichen Dienstes bei der Stufenzuordnung Arbeitsverhaltnisse von Beamten-

verhaltnissen abgrenzen.

cc) Auch im Ubrigen verstoRt § 17 Abs. 4 Satz 1 TV-L nicht gegen Art. 3
Abs. 1 GG.

(1) Der Senat hat bereits wiederholt entschieden, dass vortuibergehende Ent-
geltnachteile durch einen zeitversetzten Stufenaufstieg nach einer Hohergruppie-
rung den Gleichheitssatz nicht verletzen. Derartige Nachteile sind verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstanden, weil sie auf die autonome vergutungsrechtliche
Bewertung einzelner Tatigkeiten durch die Tarifvertragsparteien als integralen
Bestandteil der Tarifautonomie zurickzufiihren sind (zB BAG 20. September
2012 - 6 AZR 211/11 - Rn. 24 mit zahlreichen weiteren Nachweisen).

(2) Der Gleichheitssatz ist auch nicht deshalb verletzt, weil die einschlagige
Berufserfahrung nur bei der Stufenzuordnung einer Neueinstellung, nicht jedoch
bei einer Hohergruppierung zu berucksichtigen ist. Die Zuordnung zu einer be-
stimmten Entgeltstufe nach erfolgter Hoher- bzw. Herabgruppierung haben die
Tarifvertragsparteien ohne Bezug zu bereits gesammelten Erfahrungszeiten ver-
standen (BAG 5. Oktober 2023 - 6 AZR 333/22 - Rn. 16 mwN). Die daraus resul-
tierenden Unterschiede bei der Stufenzuordnung sind verfassungsrechtlich nicht
zu beanstanden. Es handelt sich bei der Stufenzuordnung von Beschaftigten, die
im bestehenden Arbeitsverhaltnis hohergruppiert werden, und von Beschaftigten,
die neu eingestellt werden, um von vornherein nicht miteinander vergleichbare
Sachverhalte. Diesen unterschiedlichen Sachverhalten durften die Tarifvertrags-
parteien mit den unterschiedlichen Stufenzuordnungsregelungen in § 17 Abs. 4
Satz 1 TV-L bzw. § 16 Abs. 2 Satz 2 TV-L Rechnung tragen. Es ist grundsatzlich
dem Normgeber Uberlassen, die Merkmale zu bestimmen, nach denen Sachver-
halte als hinreichend gleich anzusehen sind, um sie gleich zu regeln (vgl. BAG
21. Dezember 2017 - 6 AZR 790/16 - Rn. 28; 24. Oktober 2013 - 6 AZR 964/11 -
Rn. 33f1.).
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(3) Ein Verstol gegen Art. 3 Abs. 1 GG liegt auch nicht darin, dass die Ho-
hergruppierung zum 1. Januar 2019 und damit kurz vor einem Stufenaufstieg der
Klagerin erfolgte, die dadurch gegenuber Lehrkraften, die bereits kurz vor dem
1. Januar 2019 in die Stufe 5 aufgestiegen waren, benachteiligt ist. In welcher
Stufe sich eine Lehrkraft am Stichtag des Inkrafttretens einer Besoldungsverbes-
serung, die von der EntgO-L nachgezeichnet wird, befindet und welche Laufzeit
sie darin zurickgelegt hat, hangt vom Zufall ab. Weder die Tarifvertragsparteien
noch der Besoldungsgesetzgeber kdnnen die fur einzelne Beschaftigte wie die
Klagerin eintretenden Nachteile verhindern. Solche Stichtagsregelungen verlet-
zen als ,Typisierungen in der Zeit* Art. 3 Abs. 1 GG daher erst dann, wenn der
Stichtag willklrlich gesetzt ist (vgl. BVerfG 20. Mérz 2023 - 1 BvR 669/18 ua. -
Rn. 15; BAG 20. Juli 2023 - 6 AZR 256/22 - Rn. 39). Daftr ist hier nichts ersicht-
lich. Dass die Stufenlaufzeiten der angestellten Lehrer beim Beklagten regelma-
Rig an den Jahresablaufplan des Schuljahres gebunden waren, hat die Klagerin
nicht dargelegt. Eine - wie auch immer gestaltete - Ubergangsregelung hatte die
Problematik nicht behoben, weil auch dann aus dem Blickwinkel der in den zeit-

lichen Randbereichen befindlichen Beschaftigten Ungerechtigkeiten entstehen.

(4) § 17 Abs. 4 Satz 1 TV-L ist auch nicht wegen Systemwidrigkeit gleich-

heitswidrig.

(a) Die Systemwidrigkeit einer Norm fihrt allein noch nicht zur Annahme ei-
nes Verstol3es gegen den allgemeinen Gleichheitssatz; sie kann allenfalls ein
Indiz fur einen solchen sein. Entscheidend kommt es darauf an, ob die Abwei-
chung sachlich hinreichend gerechtfertigt ist (BVerfG 14. Oktober 2008
- 1 BvF 4/05 - Rn. 120, BVerfGE 122, 1).

(b) Vorliegend fehlt es bereits an einer Systemwidrigkeit und damit an einem
Indiz fur eine Gleichheitswidrigkeit. Es ist systemkonform, dass die Hoher- und
Herabgruppierungsregelungen des § 17 Abs. 4 TV-L nicht auf Erfahrung abstel-
len, sondern sich auf Besitzstandsschutz beschranken, weil nach der Konzeption
des TV-L stufenforderliche Berufserfahrung nur in ,derselben® Entgeltgruppe er-
worben werden kann (vgl. BAG 24. Oktober 2013 - 6 AZR 964/11 - Rn. 21; zur
gleichlautenden Regelung in § 17 Abs. 5 TV6D zB BAG 1. Juni 2017 - 6 AZR
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741/15 - Rn. 17 mwN, BAGE 159, 214; sh. auch Rn. 38, 54). Es ist auch nicht
systemwidrig, an diesem Konzept fur Hohergruppierungen, die allein aufgrund
von Stellenhéherbewertungen - sei es durch die Tarifvertragsparteien, sei es
durch den Besoldungsgesetzgeber, dessen Entscheidungen tariflich nachge-
zeichnet werden - erfolgen, festzuhalten. Zwar andert sich bei derartigen Hoher-
gruppierungen die Tatigkeit nicht, so dass die in der niedrigeren Entgeltgruppe
erworbene Berufserfahrung dem Beschaftigten und damit dem Arbeitgeber un-
eingeschrankt weiter zugutekommt. Die Tarifvertragsparteien mussten fur derar-
tige Hohergruppierungen jedoch kein neues Stufenfindungssystem schaffen. Da-
bei ist zu berlcksichtigen, dass nach derartigen Stellenhéherbewertungen stets
eine Vielzahl von Beschaftigten zu einem bestimmten Stichtag héhergruppiert
wird und es - wie ausgeflihrt - vom Zufall abhangt, in welchem Umfang und ab
wann dies zu finanziellen Vorteilen fur die Begunstigten fuhrt (Rn. 55). Ein in jeder
Hinsicht ,gerechtes” Entgeltsystem kann es, zumal bei Massentatbestanden,
nicht geben (vgl. BeckOK TV6D/Felix TV6D-AT § 17 Stand 1. Dezember 2023
Rn. 127). Die Tarifvertragsparteien durften deshalb typisierend (vgl. zur Befugnis
der Tarifvertragsparteien zur Typisierung bei Massenerscheinungen allgemein
BVerfG 18. April 2008 - 1 BvR 759/05 - Rn. 72; vgl. auch BAG 8. Dezember 2011
-6 AZR 319/09 - Rn. 32, BAGE 140, 83; 17. Dezember 2009 - 6 AZR 665/08 -
Rn. 21) davon ausgehen, dass bei Hohergruppierungen nach Stellenhdherbe-
wertungen - zumal unter Berucksichtigung der Anspriche auf einen Garantiebe-
trag - fur die weit Uberwiegende Anzahl der Begunstigten jedenfalls langfristig
auch bei betragsbezogener Stufenzuordnung ein Entgeltvorteil entsteht. Sie durf-
ten deshalb auch fir diese Falle an der Grundregel des § 17 Abs. 4 Satz 1 TV-L
festhalten. Vorubergehende Entgeltnachteile fur einzelne Begunstigte durften sie
bei der Ordnung derartiger Massenerscheinungen hinnehmen (vgl. BAG 13. Au-
gust 2009 - 6 AZR 244/08 - Rn. 29 ff.; vgl. auch BAG 5. Oktober 2023 - 6 AZR
333/22 - Rn. 17 mwN).

e) Entgegen der Ansicht der Revision handelt der Beklagte nicht nach § 242
BGB treuwidrig, weil er in dem - vom S&chsischen Landtag beschlossenen - An-
derungsG der Beamtenbesoldung den Stichtag fiir die Inkraftsetzung der Ande-

rungen willktrlich gewahlt habe und dadurch diejenigen tarifbeschaftigten Lehrer,
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die - wie die Klagerin - kurz vor einem Stufenaufstieg stehen, einen voriberge-
henden Entgeltnachteil erlitten. Die Revision verkennt, dass der Beklagte nicht
nur durch den gewahlten Landtag die gesetzgebende Gewalt ausiubt (Art. 39
Abs. 2 Verfassung des Freistaates Sachsen), sondern in seiner Funktion als Ar-
beitgeber auch Mitglied der TdL ist.

f) Ein Anspruch der Klagerin auf Gewahrung einer héheren Stufe in der
Entgeltgruppe 13 TV-L folgt auch nicht aus § 16 Abs. 5 Satz 1 TV-L. Bei § 16
Abs. 5 TV-L handelt es sich um eine Zulagenregelung, welche die tarifliche Stu-
fenzuordnung unberuhrt lasst und von dieser unabhangig ist (vgl. zum wortglei-
chen § 16 Abs. 5 Tarifvertrag fir den &ffentlichen Dienst des Landes Hessen
BAG 15. Juli 2021 - 6 AZR 561/20 - Rn. 17; zum TV-L: Breier/Dassau TV-L
Teil B 1 § 16 Stand April 2022 Rn. 94, 95.2; Clemens/Scheuring/Steingen/Wiese
TV-L Teil Il § 16 Stand Mai 2022 Rn. 96a). Die Klagerin begehrt mit dem Haupt-
antrag jedoch nicht die Zahlung einer Zulage, sondern die Zuordnung zu einer

hoheren Stufe.

Il. Der hilfsweise gestellte Zahlungsantrag fallt aufgrund der Abweisung des
Hauptantrags zur Entscheidung an. Der Antrag auf Zahlung eines ,Nachteilsaus-
gleichs® iHv. 13.445,73 Euro brutto ist aber bereits unzulassig, weil er nicht hin-
reichend bestimmt ist. Es handelt sich um eine unzulassige alternative Klagehau-

fung.

1. Eine alternative Klagehaufung verstof3t gegen das Gebot des § 253
Abs. 2 Nr. 2 ZPO, den Klagegrund bestimmt zu bezeichnen, wenn die Klagerin
dem Gericht die Auswahl Uberlasst, auf welchen Klagegrund es die Verurteilung
stitzt. Deshalb muss, was auch konkludent méglich ist, eine Reihenfolge gebildet
werden, in der die Streitgegenstande zur Entscheidung des Gerichts gestellt wer-
den (vgl. BAG 25. Januar 2023 - 10 AZR 29/22 - Rn. 16; 28. April 2021 - 4 AZR
230/20 - Rn. 18 mwN).

2. Der Antrag bedarf der Auslegung. Der Begriff ,Nachteilsausgleich® wird
von der Klagerin offenkundig nicht im Rechtssinne gemeint, wie er zB in § 113
BetrVG oder § 209 SGB IX verwendet wird. Vielmehr begehrt sie fur den Fall des
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Unterliegens mit dem Hauptantrag, den dadurch eintretenden Nachteil im Ver-
gleich zu einem Verbleib in der Entgeltgruppe 11 TV-L durch Zahlung auszuglei-
chen. Sie stutzt dies einerseits auf den Gleichheitssatz, andererseits auf Ver-
trauensschutzgesichtspunkte. Ein Anspruch ergebe sich dabei zum einen als ar-
beitsvertragliche Hauptleistungspflicht aus dem Arbeitsvertrag iVm. § 242 BGB,
zum anderen habe sie einen Schadensersatzanspruch in gleicher Hohe aus ar-
beitsvertraglicher Nebenpflicht und § 242 BGB. Nach ihren Darlegungen kommt
auch eine Zulage nach § 16 Abs. 5 TV-L als Streitgegenstand in Betracht. Damit
stutzt die Klagerin ihren Antrag auf - mindestens - drei verschiedene Anspruchs-
grundlagen mit unterschiedlichen Lebenssachverhalten und damit auf drei ver-
schiedene Streitgegenstande, hinsichtlich derer sie keine Prifungsreihenfolge

vorgibt.

II. Der hilfsweise gestellte Feststellungsantrag fallt ebenfalls zur Entschei-
dung an. Er ist gleichermallen unzulassig, weil nicht hinreichend bestimmt iSd.
§ 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO.

1. Nach § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO muss die Klageschrift die bestimmte An-
gabe des Gegenstands und des Grundes des erhobenen Anspruchs sowie einen
bestimmten Antrag enthalten. Der Streitgegenstand und der Umfang der gericht-
lichen Prifungs- und Entscheidungsbefugnis missen klar umrissen sein, so dass
die eigentliche Streitfrage mit Rechtskraftwirkung zwischen den Parteien ent-
schieden werden kann (§ 322 ZPO). Bei einer stattgebenden Entscheidung darf
keine Unklarheit iber den Umfang der Rechtskraft bestehen. Bei einer Feststel-
lungsklage sind grundsatzlich keine geringeren Anforderungen an die Bestimmt-
heit zu stellen als bei einer Leistungsklage (BAG 22. Februar 2023 - 4 AZR
68/22 - Rn. 55). Dabei sind Klageantrage so weit als moglich rechtsschutzgewah-
rend auszulegen (st. Rspr., vgl. nur BAG 12. September 2022 - 6 AZR 261/21 -
Rn. 15).

2. Nach diesen Grundsatzen ist der Antrag nicht hinreichend bestimmt in
Bezug auf den Differenzbetrag, der sich ,einschlie3lich Jahressonderzahlung® er-
geben soll. Unklar ist, in welcher Hohe und auf welche Weise die Jahressonder-

zahlung berlcksichtigt werden soll, selbst dann, wenn man den Antrag zu-
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gunsten der Klagerin dahin auslegt, dass die Jahressonderzahlung sowohl bei
der tatsachlich gezahlten Vergltung als auch bei der ,fiktiven“ Vergutung zu be-
rucksichtigen sein soll. Die Jahressonderzahlung ist in § 20 TV-L geregelt. Dabei
bestimmt § 20 Abs. 2 TV-L zunachst einen von der jeweiligen Entgeltgruppe ab-
hangigen Faktor, der mit der nach Abs. 3 zu bestimmenden Bemessungsgrund-
lage zu multiplizieren ist. Die Bertcksichtigung der fiktiven Jahressonderzahlung
der Klagerin bei Verbleib in der Entgeltgruppe 11 TV-L kann auf zwei verschie-
dene Arten erfolgen. Entweder errechnet man die Jahressonderzahlung, die die
Klagerin erhalten hatte, wenn sie weiterhin in der Entgeltgruppe 11 TV-L eingrup-
piert ware. Dann kdme ihr auch der héhere Faktor nach § 20 Abs. 2 TV-L zugute.
Oder man berechnet die Jahressonderzahlung mit dem niedrigeren Faktor der
Entgeltgruppe 13 TV-L, legt der Bemessungsgrundlage des Abs. 3 aber das ho-
here Tabellenentgelt aus der Entgeltgruppe 11 TV-L zugrunde.

V. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Spelge Wemheuer Volk

Jorg Steinbrick D. Reidelbach

ECLI:DE:BAG:2024:250124.U.6AZR363.22.0

67



	LS-Zettel
	Urteil (Zurückweisung) - pp-Fassung

